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Die Stellung der Staatsrechnungswiſſenſchaft im Ber- 
waltungsorganismus. 
Von Adalbert Saiver, k. k. Statthalterei-Rechnungsoffieial in Graz. 


Erſt unlängſt machte durch die Tagespreſſe eine Notiz die R 
einer der hervorragendſten er 215 e 
einem Thronfolger behufs Einführung in die Staatsgeſchäfte und zur 
eigenen Information einen bewährten Kenner des Etat⸗ Caſſa- und 
Rechnungsweſens anempſohlen, welcher das nicht nur umfan reichſte 
ſondern auch beſte Werk über dieſen Gegenſtand geſchrieben hat ü 
Wenn nun ein leitender Miniſter die Kenntniß des Budget⸗ 
Etat⸗ und Rechnungsweſens für einen präſumtiven Herrſcher für nolh⸗ 
wendig hält, dürfte wohl auch für die ausübenden Beamten die 
Kenntniß dieſes Zweiges der Staatswiſſenſchaften von Wichtigkeit ſein 
Es iſt das zwar etwas Selbſtverſtändliches und wir leſen im 
Klipſteins Auseinanderſetzungen der Rechnungen, daß die über Anregung 
des Grafen Zinſendorf unter Maria Thereſia abgehaltenen Curſe über 
das Rechnungsweſen, Grafen, Edelleute und Bürgerliche, Geiſtliche 
Officiere, Räthe, Secretäre, Buchhalter, Concipiſten, Berg⸗, Forſt⸗ und 
Mauthbeamte, Kaufleute, Greiſe, Männer und Jünglinge, Inländer 
und Ausländer, gewöhnlich 500 an der Zahl, beſucht haben, und 
Lichtnegel berichtet in feiner Geſchichte der Entwicklung des üfter- 
reichifchen Rechnungs⸗ und Controlweſens, daß dieſe Diſciplin an 
der thereſianiſchen und ſavoyiſchen Akademie, alſo den eigentlichen Fach⸗ 
ſchulen für die Ausbildung der Verwaltungsbeamten tradirt wurde. 
Im Laufe der Zeiten iſt jedoch dieſe ſelbſtverſtändliche Ueber⸗ 
zeugung von der Nützlichkeit und Nothwendigkeit der Kenntniß dieſer 
Wiſſenſchaft abhanden gekommen, und es iſt in unſeren Tagen ein 
ordentlicher Hörer der Staatsrechnungswiſſenſchaft an unſeren Hoch⸗ 
ſchulen „rara avis in terris cygnoque simillima nigro-. 
N Es iſt jedoch auch etwas anderes nicht ausgeblieben, nämlich 
die Unkenntniß und in Folge deſſen die Geringſchätzung des geſammten 
Rechnungsweſens und iſt die letztere nicht bloß der Sache, ſondern 
häufig aud den Perſonen zu Theil geworden, die ſich mit der Sache 
beſchäftigen, — den Rechnungsbeamten. 


Das Finanzgeſetz und die Detailvoranſchläge bleiben in Folge 
der Unkenntniß des Rechnungsweſens dem größten Theile des Beamten— 
Conceptsperſonales ein mit wenigſtens ſieben Siegeln verſchloſſenes 
Buch, und die Eintheilung in Capitel, Titel, Paragraphe und Rubriken 
wird als etwas Geheimnißvolles, an die kabbaliſtiſchen Zeichen Grenzendes 
angeſehen. 

Die Natur der ordentlichen und außerordentlichen Credite und 
ihre Verwendungsdauer, ſowie des Inveſtitions-Präliminares, wird 
deßwegen nicht richtig aufgefaßt und man hat auch in Folge der nicht 
genügenden Kenntniß der Grundſätze des Verrechnungsweſens unrichtige 
Begriffe über die Ueberwachung des Staatseigenthums und über die 
Controle der Gebahrung mit den Staatsgeldern, was insbeſondere bei 
Caſſaverfügungen und Anläſſen von Scontrirungen gar häufig zu 
Tage tritt. 

Da die Berufsjuriſten und die ſonſtigen akademiſchen Bürger in 
der Regel in ihren Studienjahren wegen der Geringfügigkeit des 
Gegenſtandes nicht Zeit gefunden haben, die nicht obligaten, meiſtens 
von einem nicht akademiſch gebildeten Honorardocenten abgehaltenen 
Vorleſungen über die Staatsrechnungswiſſenſchaft zu belegen, geſchweige 
denn zu hören, konnen auch die einſchlägigen Arbeiten unſerer Ver— 
tretungskörper ſich dießfalls höchſtens auf die Bemängelung der Ein— 
ſtellung oder Nichteinſtellung einer Poſt beſchränken und der Geſammt— 
Ein⸗ und Ueberblick der Präliminarien und Central-Rechnungsabſchlüſſe 
bleibt, wenn derſelbe überhaupt genommen wird, den wenigen Referenten 
vorbehalten; und doch iſt neben der Geſetzgebung die Berathung über 
das Budget und die Schlußfaſſung über den Rechnungsabſchluß des 
Staatshaushaltes eines der vornehmſten Rechte unſerer Reichsboten. 

Das Conceptsperſonale der Verwaltungsbehörden iſt, weil im 
Rechnungsweſen nicht unterrichtet, in Allem und Jedem auf das Gut⸗ 
achten und die Aeußerungen der betreffenden Rechnungsweſenskundigen 
gehalten, ohne ſelbſt die Richtigkeit, vom theoretiſchen Standpunkte 
geſprochen, des Gutachtens beurtheilen zu können, da ihm in der Regel 
die Kenntniß auch der beſcheidenſten Grundſätze des Verrechnungsweſens 
des einfachen und doppelten Stiles mangelt. 

Wir wollen im Nachſtehenden auf einige Urſachen dieſer Er— 
ſcheinung, welche bereits zu einem Uebel r 8 ſich herangedildet 
haben, aufmerkſam machen. 

Man hat zwar mit dem Erlaſſe der General-Rechnungsdirection 
vom 17. November 1852, R.⸗G.⸗Bl. 1 ex 1853, Prüfungs⸗Com⸗ 
miſſionen für die Staatsrechnungswiſſenſchaft und zwar in Prag für 
Böhmen, Brünn fir Mähren und Schleſien, Lemberg für Galizien 
mit dem Gebiete von Krakau, Linz für Oberöſterreich und Salzburg, 
Wien für Niederöſterreich, Innsbruck für Tirol, Graz für Steiermark, 
Kärnten und Krain, Trieſt für Küſtenland, Zara für Dalmatien, wozu 
noch im Jahre 1857 eine Commiſſion in Krakau, und auf Grund des 
Erlaſſes der Oberſten Rechnungs-Controlsbehörde vom 22. September 
1865, 3. 4701, eine weitere Commiſſion in Czernowitz hinzugekommen 
iſt, geſchaffen, aber dieſelben ſind in erſter Linie und man kann füglich 
ſagen, ausſchließlich als Prüfungsſtätten für die Berufs-Rechnungs⸗ 
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beamten creirt worden und man hat ſogar unterlaſſen, dieſelben organisch 
den Hochſchulen, wo dieſelben vorhanden waren, einzuverleiben. 

Die Staatsverwaltung ſcheint aber auf die Kenntniß dieſer 
Diſciplin kein Gewicht zu legen und hat dieſelbe bis jetzt es nicht für 
gut gefunden, durch Creirung und Dotirung von Lehrkanzeln der 
Staatsrechnungswiſſenſchaft ein Anſehen zu verſchaffen und dieſelbe 
als ebenbürtig unter die anderen Staatswiſſenſchaften an unſeren 
Univerſitäten einzuführen. 

So finden wir, daß mit Ausnahme der Univerſitäten in Wien 
und der deutſchen in Prag, wo je ein Extraordinarius ſyſtemiſirt 
erſcheint, von welchem dem Wiener ſeit 15. Juli 1898 der Titel und 
Charakter eines ordentlichen Profeſſors verliehen wurde, der Prager 
jedoch durch einen Finanz-Rechnungsrath ſupplirt wird, an keiner der 
übrigen ſechs Univerſitäten die Stelle eines Profeſſors für dieſen 
Gegenſtand ſyſtemiſirt iſt und wird an der böhmiſchen Univerſität in 
Prag der Honorardocent mit jährlich 800 fl., — in Innsbruck mit 
600 fl., in Graz, Lemberg, Krakau und Czernnwitz mit je 500 fl. für die 
Abhaltung der Vorträge über die Staatsrechnungswiſſenſchaft entlohnt. 

Hiezu kommt noch der Docent an der Handels- und nautiſchen 
Schule in Trieſt, welcher jährlich 450 fl. bezieht. 

Bei den vorgenannten Anſtalten wird der Gegenſtand in dem 
Theilvoranſchlage Capitel IX, Miniſterium für Cultus und Unterricht, 
Abtheilung Unterricht, „Staatsrechnungswiſſenſchaft“ genannt.! 

An der Techniſchen Hochſchule in Wien erſcheint weiters für den 
Docenten der „Buchhaltung“ der Betrag von 500 fl. — in Graz für 
die Vorträge über „die kaufmänniſche Buchhaltung“ von 100 fl. — 
in Brünn für den Docenten der „Staatsverrechnungskunde“ von 
500 fl. — weiter für den Docenten der „Buchhaltung“ von 300 fl. — 
und in Lemberg für „Buchhaltung“ von 300 fl. eingeftellt. 

Ob nun an den beiden techniſchen Hochſchulen Prags dießfalls 
ein Docent für den Gegenſtand beſtellt iſt, kann dem Voranſchlage 
nicht entnommen werden und es ſcheint, daß auch in Linz und Zara 
kein Docent beſtellt iſt und daß die ſich zur Prüfung meldenden 
Candidaten aus Oberöſterreich, Salzburg und Dalmatien Autodidacten 
ſind, welche auf Grund der von ihnen benützten und der Commiſſion 
mitzutheilenden Bücher und Behelfe geprüft werden, da es uns nicht 
gelungen iſt, in dem Detailvoranſchlage für das Miniſterium für 
Cultus und Unterricht für Linz und Zara einen Betrag für die 
Entlohnung des Docenten ausfindig zu machen. 

Wenn wir nun die Summen zuſammenfaſſen, beträgt der 
Geſammtaufwand für die Vorleſungen des mehrbezogenen Gegen- 
ſtandes für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, 
da der Profeſſor der Wiener Univerſität, bei der im Winter- und 
Sommerſemeſter 1898/99 ausgewieſenen Hörerzahl von 300, ſchwerlich 
für den Gehalt eines außerordentlichen Profeſſors im Sinne des Ge— 
ſetzes vom 19. September 1898 optirt haben dürfte, rund 9000 fl., 
worin bereits auch die Entlohnung für die ſpeciellen Vorträge über die 
kaufmänniſche Buchhaltung einbezogen erſcheinen. 

Mehr jedoch als die unbedeutende Dotirung fällt hier in's Ge⸗ 
wicht das moraliſche Moment der Behandlungsweiſe des Gegen⸗ 
ſtandes, welcher als unobligat, kaum an den Hochſchulen geduldet 
wird und welchem nicht einmal in den geſetzlichen Beſtimmungen über 
die praktiſche politiſche Prüfung vom 10. October 1854, R.-G.⸗Bl. 
Nr. 262, ein beſcheidenes Plätzchen als Prüfungsgegenſtand angewieſen 
werden konnte. 4 

Es ſoll ſich nämlich laut $ 13 dieſer Beſtimmungen die münd— 
liche Prüfung, insbeſondere auch über die Vorſchriften der directen Be— 
ſteuerung, des Organismus, der Manipulationsvorſchriften und den 
Geſchäftsgang der politiſchen Behörden erſtrecken, über Fragen jedoch, 
die das Rechnungsweſen treffen, iſt dort nichts zu finden und dürften 
dieſelben in der verlangten „gründlichen Kenntnis der beſtehenden Ein— 
richtungen der den politiſchen Beamten in allen Zweigen ihres Dienſtes 
nöthigen Geſetze und Verordnungen“ ſummariſch einbegriffen fein. 

Was nun die Staatsverwaltung durch Nichtbeachtung des Gegen— 
ſtandes unterlaſſen hat, das hat hie und da die Hochſchule durch Gering— 
ſchätzung zu ergänzen verſucht. 


1 In der öffentlichen Vorleſeordnung an der k. k. Univerſität in Wien 
erſcheint dieſe Diſciplin als „Oeſterreichiſche Staatsverrechnung“ und in der Ordnung 
der Vorleſungen an der k. k. deutſchen Karl Ferdinands⸗Univerſität in Prag als 
„Oefterreichiſche Staatsverrechnungskunde“ einbezogen. 


In der Einleitung des obbezogenen Werkes erzählt Lichtnegel!, 
daß in den früheren Zeiten dem Rechnungsweſen an den Univerſitäten 
keine Beachtung geſchenkt worden iſt, woher es auch kam, daß die 
größten Juriſten keinen Begriff von dem Weſen der Rechnungen hatten 
und in der Beurtheilung der dahin einſchlagenden Fragen gar häufig 
auf Irrwege geriethen. 

Was jedoch die frühere Zeit diesfalls verſäumt hatte, hat die 
ſpätere keinesfalls nachgetragen und Lichtnegel glaubt, daß der Grund 
dieſer auffallenden Erſcheinung darin liege, daß jene, die es zu ihrem 
Berufe zählen, die Grundſätze der Nationalökonomie, der Finanz- und 
Staatswiſſenſchaftslehre in öffentlichen Vorträgen klar zu legen, von 
der Staatsrechnungswiſſenſchaft in der Regel keine Notiz nehmen, ja 
ſogar — weil die Univerſitäten in Deutſchland (deren Einrichtungen 
wir uns zum Muſter zu nehmen gewohnt ſind) dieſe Wiſſenſchaft als 
ſpecielles Lehrfach nicht kennen — ihr den Charakter einer wifjen- 
ſchaftlichen Disciplin abzuſprechen geneigt ſind. 

Was diesfalls damals gegolten hat, das hat auch bis zum 
heutigen Tage im Großen und Ganzen zu gelten nicht aufgehört und 
ſo dürfte nicht unintereſſant ſein, diesfalls eine Aeußerung eines 
Profeſſoren-Collegiums zu hören. 

Am Ausgange der Sechzigerjahre iſt in einer Provinzſtadt der 
Docent der Staatsverrechnungswiſſenſchaft geſtorben und man war nicht 
abgeneigt, bei der Neubeſetzung an der dortigen Univerſität eventuell 
eine definitive Profeſſorſtelle zu creiren. Man hat diesfalls eine gut— 
ächtliche Aeußerung des Collegiums des juridiſchen Facultät eingeholt, 
worauf dasſelbe, nachdem es den Gegenſtand „in eingehendſte Er— 
örterung gezogen hat“, zum folgenden Ergebniſſe gelangt iſt, welches 
dem k. k. Miniſterium unterbreitet wurde: 

1. „Daß die Fortſetzung der Vorträge über die Verrechnungs— 
kunde in der bisherigen Weiſe, die eben nichts anderes war, als eine 
Art Abrichtung für den Buchhaltungsdienſt des Staates, welche durch— 
aus nicht an eine Hochſchule gehört, in keinem Falle und unter keiner 
Form oder Modalität an der betreffenden Lehranftalt wünſchens⸗ 
werth ſei; 

2. daß das Profeſſoren-Collegium ſich auch für bleibende Vor— 
träge über dieſes Fach an der betreffenden Univerſität in einer anderen 
Form und nach Art anderer wiſſenſchaftlicher, an der Hochſchule ver— 
tretener Fächer nicht erklären könne, da dieſe Diſciplin jedenfalls in 
die Reihe derjenigen Speciälitäten gehört, über die an keiner nicht— 
öſterreichiſchen Hochſchule beſondere Vorträge gehalten werden; 

3. daß insbeſondere die Errichtung einer eigenen Lehrkanzel 
nach der geringen Zahl der für ſie anzuhoffenden Zuhörer, durchaus 
ſich nicht als gerechtfertigt zeigen würde, indem ſelbſt unter den bis— 
her für dieſes Fach eingeſchriebenen Zuhörern nie ein Juriſt oder 
überhaupt nie ein Jüngling mit einer Univerſitätsbildung fich be— 
funden hat.“ . 

Es war ein vierzehn Seiten langes Gegengutachten von Seite 
des Vorſtandes der Prüfungscommiſſion für die Staatsrechnungswiſſen⸗ 
ſchaft des betreffenden Landes nothwendig, um den Gegenſtand über⸗ 
haupt als geduldet an der gedachten Hochſchule weiter belaſſen zu 
können. 

Weun wir nun zurückblicken, ſehen wir, daß auf dem Conto des 
Unterlaſſens der Nichtachtung und Geringſchätzung diesfalls zu Laſten 
der betheiligten Factoren gar Manches zu buchen käme. 

Wir wollen jedoch für die Vergangenheit das Ganze mit der 
Hoffnung ſaldiren, die wir auch als Saldo für die Zukunft vorzu⸗ 
tragen uns erlauben, es möge bald wieder ein Graf Zinſendorf oder 
Mercandin, wenn unſer Wunſch nach den Ereigniſſen der neueſten 
Zeit nicht zu ſpät kommt, erwachſen, der den Willen und mit der 
Macht den Muth hätte, der Staatsrechnungswiſſenſchaft den ihr unter 
den Staatswiſſenſchaften gebührenden Platz zu verſchaffen. 


1 Geſchichte der Entwickelung des öſterreichiſchen Rechnungs⸗ und Control⸗ 
weſens von Joſef Calaſanz Lichtnegel, Wien, 1872, Seite 5 und 6. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Organe der Gemeinde ſind zur Zuſtellung von Militärtax⸗ 
bemeſſungs⸗Erkenntniſſen geſetzlich nicht verpflichtet. 

Mit dem Decrete der Bezirkshauptmannſchaft in C. vom 

3. November 1898, ad 8. 44.221, wurde der Gemeindevorſteher in 
St. H. beauftragt, die ihm mit dem Erlaſſe vom 26. October 1898, 
3. 44.221, zugekommenen Militärbemeſſungs⸗Erkenntniſſe zuzuſtellen, 
widrigens die angedrohte Ordnungsbuße von 10 fl. für verfallen 
erklärt wurde. 
Der hiegegen eingebrachten Beſchwerde der Gemeindevorſtehers 
in St. H. hat die Statthalterei in G. mit der Entſcheidung vom 
19. December 1898, 3. 37.936, aus folgenden Gründen keine Folge 
gegeben. 

Im § 25 der G.⸗O. (für Steiermark) iſt der übertragene 
Wirkungskreis der Gemeinde als die Verpflichtung derſelben zur Mit⸗ 
wirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung bezeichnet und 
auf die allgemeinen Geſetze und innerhalb derſelben auf die Landes- 
geſetze, welche eine ſolche Mitwirkung ausdrücklich ſtatuiren, hinge— 
wieſen. — Nach § 53 G.⸗O. hat der Gemeindevorſteher die Geſchäfte 
des der Gemeinde übertragenen Wirkungskreiſes zu beſorgen und in der 
durch das Geſetz oder die Behörde vorgezeichneten Weiſe zu vollziehen. 

Ueber die Verpflichtung des Gemeindevorſtehers zur Mitwirkung 
bei Ermittlung der Militärtaxe gibt der 8 8 des Geſetzes vom 
13. Juni 1880, R. G.⸗Bl. Nr. 70, und die Durchführungs⸗ 
Verordnung vom 20. März 1881, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 26, Aufſchluß; daß 
zu dieſer Mitwirkung auch die Beſorgung der Zuſtellung der Militär⸗ 
taxerkenntniſſe gezählt werden muß, geht aus dem § 106 der Dienſt⸗ 
inſtruetion vom 17. März 1855, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 52, hervor, welcher 
der Bezirksbehörde die Inanſpruchnahme der Gemeindevorſtehungen zu 
Zuſtellungen ausdrücklich geſtattet.“ 

Ueber den gegen die Statthalterei-Entſcheidung vom Gemeinde— 
vorſteher in St. H. eingebrachten Recurs hat das Miniſterium für 
Landesvertheidigung im Einvernehmen mit dem Miniſterium des 
Innern die angefochtene Entſcheidung mit dem Erlaſſe vom 
5. Auguſt 1899, 3. 23.372, als im Geſetze nicht begründet behoben 
und zwar aus folgenden Erwägungen: 

„Inſoferne zur Begründung der angefochtenen Entſcheidung das 
Geſetz vom 30. Juni 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 70, beziehungsweiſe die 
Miniſterial-Verordnung vom 20. März 1881, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 26, 
herangezogen wurde, iſt zu bemerken, daß ſich eine Verpflichtung der 
Organe der Gemeinde St. H. zur Zuſtellung von Militärtaxbemeſſungs— 
Erkenntniſſen aus den Beſtimmungen des Militärtax-Geſetzes nicht 
ableiten läßt und die citirte, zur Durchführung dieſes Geſetzes erlaſſene 
Miniſterial-Verordnung hinſichtlich der fraglichen geſetzlichen 


Verpflichtung der Gemeinde St. H. überhaupt nicht in Betracht 


kommen kann. l 5 

Was ferner die in der angefochtenen Entſcheidung angeführten 
88 25 und 53 der ſteiermärkiſchen Gemeindeordnung und $ 106 der 
Amtsinſtruction für die Bezirksämter anbelangt, ſo ſind auch dieſe 
Beſtimmungen nicht geeignet, die fragliche Verpflichtung der Gemeinde 
zu begründen. RN: 

Die bezogenen Paragraphe der Gemeindeordnung umſchreiben 
lediglich im Allgemeinen den Umfang der den Gemeinden im über— 
tragenen Wirkungskreiſe obliegenden Geſchäfte und verweiſen bezüglich 
der Art der Vollziehung auf geſetzliche Vorſchriften oder Aufträge der 
Behörde. 

Ein Auftrag der Behörde zur Reg lung des Vollzuges eines 
der erwähnten Geſchäfte hat aber ſelbſtverſtändlich zur Vorausſetzung, 
daß das Geſchäft ſelbſt kraft des Geſetzes der Gemeinde zur Beſorgung 
im übertragenen Wirkungskreiſe ausdrücklich angewieſen iſt. 

Nach § 106 der Amtsinſtruction für die Bezirksämter hätte ſich 
die Bezirkshauptmannſchaft in C. bei Zuſtellungen an Privatperſonen 
in St. H. in der Regel der Poſt zu bedienen, da nach der Actenlage 
eine unmittelbare Poſtverbindung mit der Gemeinde St. H. beſteht. 

Nachdem ſohin die angefochtene Entſcheidung in den in Betracht 
kommenden geſetzlichen Vorſchriften nicht begründet erſcheint, mußte 
mit der Behebung derſelben vorgegangen werden.“ Th. R 


Entſcheidung des Reichsgerichtes betreffend die Nichtverpflichtung 

des mähriſchen Landesfondes zu Leiſtung von Vorſpanns⸗Voten⸗ 

löhnungen, beziehung ssweiſe zum Erſatze der ausgelegten bezüglichen 
Löhnungen an die Stadtgemeinde Brünn. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 3. Juli 1899 ge⸗ 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage des Gemeinderathes 
der Stadt Brünn de praes. 19. Jänner 1899, Z. 28/R.⸗G. wider 
den mähriſchen Landesausſchuß auf Rückvergütung von Transport- 
Botenlöhnungen zu Recht erkannt: 

I. Die Einwendung der Incompetenz des k. k. Reichsgerichtes 
wird verworfen. 

II. Der Brünner Gemeinderath wird mit der Klage de praes. 
19. Jänner 1899, Z. 28, R.⸗G., und deren Schlußbitte zu er= 
kennen: Der mähriſche Landesausſchuß ſei ſchuldig, der Stadtgemeinde 
Brünn die für die Zeit vom IV. Quartale 1876 bis Ende 1897 
aufgelaufenen Vorſpanns-Botenlöhnungen im Geſammtbetrage von 
2833 fl. 49 kr. mit 5%, Zinſen vom Theilbetrage von 2700 fl. 
69 kr. ſeit dem 24. April 1897 aus dem Landesfonde zu bezahlen, 
abgewieſen. 

Gründe: Bis zum Jahre 1868 wurden die Vorſpanns— 
angelegenheiten für den Stadt- und Landbezirk Brünn von dem be= 
ſtandenen k. k. Bezirksamte Brünn beſorgt; zufolge des Miniſterial— 
Erlaſſes vom 11. Februar 1862, 3. 2427, wurden fie vom Gemeinde— 
rathe Brünn als Marſchſtation Brünn übernommen, zu der nebſt der 
Stadt Brünn noch die Subcommiſſariate Obergerſpitz, Mödritz, Löſch 
und Königsfeld zugewieſen worden waren. Dieſe Subcommiſſariate 
wurden verpflichtet, wochenweiſe abwechſelnd täglich einen Boten an 
das Marſchcommiſſarjat Brünn abzuſenden, um die daſelbſt ange— 
forderten Vorſpannsfuhren auf Grund einer auszufertigenden Vor— 
ſpannsanweiſung beiſtellen zu können. Durch dieſen Vorgang wurde 
erzielt, daß jedes Subcommiſſariat und die Stadt Brünn regelmäßig 
in der 5. Woche zur Beiſtellung der angeforderten Vorſpannsfuhren 
an die Reihe kam. Dieſe Boten mußten ſelbſtverſtändlich entlohnt 
werden, was auch ſeitens des beſtandenen Bezirksamtes Brünn und 
ſeit 1863 ſeitens des Gemeinderathes Brünn geſchah. Dieſe Aus— 
lagen ſind ſowohl dem Bezirksamte als dem Gemeinderathe aus 
dem Landesfonde rückerſetzt worden. So blieb es bis zum Jahre 
1876, bis der mähriſche Landesausſchuß die für das 4. Quartal 
1876 zum Rückerſatze angeſprochenen Botenlöhnungen per 26 fl. 
74 kr. kr. in der Zuſchrift vom 29. Mai 1877, 3. 11.588, mit 
Berufung auf den Landtagsbeſchluß vom 16. Mai 1864 (L.-G.⸗ 
Bl. 51 ai 1864) abgelehnt hat. Die im Jahre 1878 ſtattgefundene 
Occupation Bosniens und der Herzegowina, an der das Hausregiment 
der Stadt Brünn auch theilgenommen hat, brachte es mit ſich, daß 
die Angelegenheit puncto Rückerſatz der Vorſpanns-Botenlöhnungen 
beim Gemeinderathe außer Evidenz gekommen iſt. Erſt im Jahre 1897 
find die dem Gemeinderathe pro 1896 erwachſenen Botenlöhnungen 
im Betrage von 132 fl. 70 kr. mit der Zuſchrift vom 21. April 1897, 
Z. 25.318, bei dem Landesausſchuſſe zum Rückerſatze angeſprochen wor— 
den. Dieſen Rückerſatz hat der mähriſche Landesausſchuß mit der Be— 
gründung abgelehnt, daß mit dem Erlaſſe des Landesausſchuſſes vom 
4. Jänner 1862, Z. 29, die Beiſtellung des Vorſpanns als eine 
Gemeindelaſt erklärt wurde. Hiegegen hat der Gemeinderath eine Vor- 
ſtellung beim mähriſchen Landesausſchuſſe eingebracht und unter Einem 
den Rückerſatz an Botenlöhnungen für die Zeit vom Jahre 1877 bis 
1897 im Betrage von 2654 fl. angeſprochen. Hierüber hat ſich der 
Landesausſchuß in der Zuſchrift vom 22. Juli 1898, 3. 17.930, 
abermals ablehnend ausgeſprochen, wogegen der Gemeinderath die 
motivirte Vorſtellung vom 13. October 1898, 3. 53.218, um Rück⸗ 
erſatz der Vorſpannsauslagen vom Jahre 1877 bis 1887 im Betrage 
von 2654 fl. eingebracht hat. 

Nachdem der mähr. Landesausichuß erklärt hat, bei der Ab— 
lehnung des Erſatzes zu bleiben, hat die Gemeindevertretung beſchloſſen, 
eine Klage auf Rückerſatz der Botenlöhnungen bei dem Reichsgerichte 
einzubringen. Nach § 69 des Vorſpann-Normales für Mähren vom 
30. Juni 1855, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 18. Abth. II, find die Auslagen, 
welche an Botenlöhnungen und Schreibmaterialien vorkommen, aus 
dem Landesbeitrage zu beſtreiten und zu verrechnen. Demgemäß wurde 
auch die dem Gemeinderathe als Vorſpanns-Commiſſariate erwachſenen 
Auslagen an Botenlöhnungen zum Rückerſatze beim Landesfonde an— 


geſprochen und vom Landesausſchuſſe bis zum IV. Ouartale 1876 
refundirt. Dieſer Thatſache gegenüber erſcheint wohl die Berufung 
auf den Erlaß des Landesausſchuſſes vom 4. Jänner 1862, Z. 29, 
und auf den Landtagsbeſchluß vom 10. Mai 1864, Z. 444, nicht 
ſtichhältig; denn mit dem erſteren Erlaſſe hat der Landesausſchuß 
die Vorſpannsbeiſtellung als eine Gemeindelaſt erklärt, wozu er nach 
den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmung nicht competent erſcheint, da 
nach § 18 II, al. 3 der mähriſchen Landesordnung vom 26. Februar 
1861, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 20, die Regelung der Vorſpannsleiſtung inner⸗ 
halb der Grenzen der allgemeinen Geſetze als Landesangelegenheit 
erklüärt wurde. Mit dem Beſchluſſe vom 10. Mai 1864, L.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 51, hat der Landtag in Ausführung dieſer Beſtimmung den 
Landesbeitrag für Vorſpannsleiſtungen von 28 kr. auf 38 kr. per 
Pferd und Meile erhöht. Durch dieſen Beſchluß wurde lediglich der 
Landesbeitrag für Vorſpannsleiſtungen pro Pferd und Meile geregelt, 
was aus dem Wortlaute des Schlußabſatzes ſelbſt ausdrücklich hervor⸗ 
geht, indem hiedurch jene Normen nicht berührt werden ſollen, welche 
die Auszahlung und Verrechnungsweiſe bei Vorſpannsvergütungen be⸗ 
treffen, und find demnach Vorſpanns-Botenlöhnungen als ſolche Aus⸗ 
lagen im Sinne dieſes Langtagsbeſchluſſes nach wie vor zu vergüten. 
Es wird ſonach die Bitte geſtellt, das Reichsgericht geruhe, zu erkennen, 
der mähr. Landesausſchuß ſei ſchuldig, aus dem Landesſonde der 
Stadtgemeinde Brünn die pro IV. Quartal 1876 bis 1879 auf⸗ 
gelaufenen Vorſpanns-Botenlöhnungen, die nach dem zuliegenden Aus— 
weiſe der ſtädtiſchen Buchhaltung vom 3. December 1898 den Ge— 
ſammtbetrag von 2833 fl. 49 kr. betragen, rückzuerſetzen, ferner von 
dem bis Ende 1896 aufgelaufenen Betrage per 2700 fl. 69 kr. 
50% Zinſen vom 24. April 1897 angefangen bis zur Entrichtung 
des ganzen Betrages zu bezahlen. 

In der Gegenſchrift des mähriſchen Landesausſchuſſes wird 
geltend geltend gemacht. 

Die Pflicht zur Vorſpannsleiſtung nach dem Vorſpannsxregulamente 
der Kaiſerin Maria Thereſia vom 13. Juli 1748 und ebenſo nach 
dem Militär⸗Vorſpannsregulamente vom 9. Juni 1782, ſowie nach 
allen folgenden, im Geſetzgebungs-, meiſt aber im Verordnungswege 
getroffenen Beſtimmungen, insbeſondere nach dem Miniſterial-Erlaſſe 
vom 15. Jänner 1849, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, iſt eine allgemeine, jeden 
einzelnen, im Beſitze eines Zug- oder Laſtthieres befindlichen Staats⸗ 
bürger treffende und ihm auferlegte Verpflichtung des Inhaltes, dieſe 
Thiere, wenn es der Staatsdienſt erfordert, gegen eine entſprechende 
Vergütung beizuſtellen. Um aber die Beiſtellung des Vorſpannes zu 
beſchleunigen, und um nicht erſt jeden Beſitzer von Zug- und Laſt⸗ 
thieren beſonders auffordern zu müſſen, wurden die Gemeinden — 
gleichwie bei der ihnen auf Grund des kaiſerlichen Patentes vom 
12. Mai 1851, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 124, obliegenden Militär-Bequartierungs⸗ 
pflicht — in Marſch-Concurrenz-Bezirke eingetheilt und hatten die 
zu einem Einquartierungsbezirke vereinigten Gemeinden gleichzeitig als 
Vorſpannsbezirke zu gelten. ($ 17 der Vorſpanns-Inſtruction.) Die 
Vertheilung der Vorſpannsleiſtungen unter die einzelnen Gemeinde— 
bewohner ſteht der Gemeinde zu, welche zu dieſem Zwecke vie Vor— 
ſpannsprotokolle zu führen hat. Da hiedurch die Vorſpannspflicht den 
Gemeinden vollſtändig oblag und manche Gemeinden wiederholt zur 
Vorſpannsleiſtung herangezogen wurden, während die Pflicht andere 
Gemeinden gar nicht oder nur äußerſt ſelten traf, wurde mit der 
Inſtruction, betreffend die Vorſpannsleiſtung, welche mit der Kund— 
machung der k. k. Statthalterei vom 30. Juni 1855, L.-G.⸗Bl. Nr. 18, 
publicirt wurde, die ſtationsweiſe Verpachtung des Vorſpanns einge- 
führt, und den Gemeinden mit dem Miniſterial-Erlaſſe vom 27. Sep⸗ 
tember 1859, Z. 21.705, vom 1. November 1859 an eine Ver⸗ 
gütung von 50 kr. pro Pferd und Meile gewährt, wovon laut des 
Miniſterial⸗Erlaſſes vom 24. October 1859, 3. 24.283, das Aerar 
22 kr. übernahm und das Land 22 kr. beiſteuerte. Dieſer vom Lande 
bewilligte Betrag war einzig und allein nur eine Unterſtützung, um 
den Gemeinden dieſe Laſt zu erleichtern, welche (Unterſtützung) in der 
Inſtruction auch als Landesbeitrag bezeichnet wird, ohne daß hiedurch 
die Gemeinden von der Verpflichtung zur Vorſpannsleiſtung befreit 
worden wären. Dies geht auch aus dem Umſtande hervor, daß im 
Falle, als die Vorſpannsleiſtung um den fixirten Betrag von 50 kr. 
nicht vergeben werden konnte, der Mehrbetrag von den vorſpanns— 
pflichtigen Gemeinden aufzubringen war, welchen aber auch der Diffe⸗ 
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renzbetrag zufiel, falls ein Unteranbot erfolgte. Nachdem jedoch in 
äußerſt wenigen Fällen ein Unteranbot erfolgte und es dem Principe 
der Gemeindeautonomie entſprach, den Gemeinden die Regelung und 
Ausführung der ihnen obliegenden Vorſpannspflicht zu überlaſſen, und 
ihnen dieſe Laſt nach Möglichkeit zu erleichtern, da ferner mit der 
ſtationsweiſen Verpachtung anſehnliche Commiſſionskoſten erwuchſen, 
welche die zu einem Vorſpannsbezirke vereinigten Gemeinden zu be— 
zahlen hatten, ſo beſchloß der Landesausſchuß in der Sitzung vom 
4. Jänner 1862, von der Vorlage der Vorſpann-Verpachtungs-Pro⸗ 
tokolle Umgang zu nehmen, den Landesbeitrag von 28 kr. bis zur 
Aenderung ſeitens des Landtages aufrecht zu erhalten und es den 
Gemeinden vollſtändig anheimzuſtellen, ob fie den ihnen geſetzlich ob⸗ 
liegenden Vorſpann gegen die Aerarial-Vergütung von 22 kr. und 
den Landesbeitrag von 28 kr. pro Pferd und Meile nach der be— 
ſtimmten Reihenfolge ſelbſt leiſten oder es vorziehen, den Vorſpann 
wie bisher, im Wege der Verpachtung beſorgen zu laſſen. Dieſer Landes— 
ausſchuß-Beſchluß wurde vom k. k. Staatsminiſterium mit dem Erlafſe 
vom 7. Juni 1862, Z. 11.400, zur Kenntnis genommen. In der 
Erwägung jedoch, daß der Landesbeitrag ſammt der Aerarialvergütung 
nicht ausreichend war und die Gemeinden für den Mehrbetrag auf— 
zukommen hatten, daß ferner die Truppendurchzüge gewiſſe Theile des 
Landes vorzugsweiſe berührten, wodurch eine ungleichmäßige Belaſtung 
der Gemeinden durch Vorſpannsleiſtung hervorgerufen wurde, beſchloß 
der mähriſche Landtag in der Sitzung vom 10. Mai 1864, den Landes— 
beitrag von 28 kr. auf 38 kr. zu erhöhen, während die Aerarialver— 
gütung unverändert blieb. Dieſer Landtagsbeſchluß wurde von der 
mähriſchen Statthalterei am 20. October 1864 im Landesgeſetzblatte 
Nr. 51 kundgemacht und blieb ſeit 1. Jänner 1865 in Geltung. Die 
Competenz des mähriſchen Landtages, welcher gleichzeitig den Landes— 
ausſchußbeſchluß vom 4. Jänner 1862 genehmigte, gründet ſich auf 
§ 18 II 3 der mit dem kaiſerlichen Patente vom 26. Februar 1861, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 20, publicirten Landesordnung für die Markgrafſchaft 
Mähren. Nach dieſen Beſtimmungen nun iſt die Rechtslage die, daß 
die den Einzelnen treffende Verpflichtung zur Vorſpannsleiſtung durch 
die Gemeinde im Wege der Verpachtung erfüllt, der hieraus erwach— 
ſende Aufwand aber durch die Vorſpannsvergütungen und durch den 
Landesbeitrag gedeckt wird. Dieſer Landesbeitrag iſt ein Pauſchale zu 
dem Geſammtaufwande für die Vorſpannsleiſtung und nicht zu 
dem Aufwande für den Vorſpann als ſolchen. Daß die Berechnung 
für Pferd und Meile erfolgt, verändert das Weſen des Pauſchales 
nicht; es ſollte hiemit nicht die Art, ſondern die Höhe des Beitrages 
feſtgeſetzt und ein moͤglichſt gerechter Schlüſſel für die Berechnung ge— 
funden werden. Außer dieſem Beitrage iſt aber nirgends eine Ver- 
pflichtung des Landes zu Leiſtungen für Vorſpannszwecke feſtgeſetzt. 
Die Vorſpannsleiſtung iſt und bleibt eine Verpflichtung des Einzelnen, 
was insbeſondere auch daraus hervorgeht, daß als Corollar dieſer 
Pflicht ein Vorſpannsrecht des Einzelnen beſteht, da nach den Hof— 
fanzlei-Decreten vom 30. October 1807 und vom 15. April 1808 
kein Vorſpannsleiſter, wenn ihn die Reihe trifft, übergangen werden 
ſoll. Dagegen trifft allerdings die Pflicht zur entſprechenden Aufthei— 
lung der Vorſpannslaſt, wofür in Mähren die Form der Verpachtung 
gewählt wurde. Nachdem nun die Vorſpannspflicht nicht eine dem 
Lande auferlegte Pflicht, ſondern eine ſolche des Einzelnen, höchſtens 
aber der Gemeinden iſt, ſo kann auch eine beſondere Verpflichtung des 
Landes zur Beſtreitung der Botenlöhne außer dem Pauſchale nicht 
vorhanden ſein. Wenn der Brünner Gemeinderath in der Klage be— 
hauptet, daß der Landesausſchuß erſt mit ſeinem Beſchluſſe vom 
4. Jänner 1862 die Vorſpannsleiſtung als eine Verpflichtung der 
Gemeinden erklärt habe, ſo widerſpricht dies den Thatſachen, da ja 
die Vorſpannspflicht bereits vor mehr als einem Jahrhunderte als 
allgemeine Staatsbürgerpflicht erklärt worden war, und mit dieſem 
Beſchluſſe lediglich die ſtationsweiſe Verpachtung im Intereſſe der Ge— 
meinden abgeſchafft und ihnen überlaſſen wurde, die ihnen obliegende 
Vorſpannspflicht mit der Aerarialvergütung und unter Beitragsleiſtung 
des Landes ſelbſt zu regeln. Der aus Landesmitteln bewilligte Betrag 
iſt lediglich als eine Unterſtützung anzuſehen, wie jede andere den Ge— 
meinden zu irgend einem anderen Zwecke aus Landesmitteln gewährte 
Unterſtützung, er wurde auch ſtets als ſolche behandelt, wofür ins— 
beſondere der Umſtand ſpricht, daß ſowohl die Inſtruction vom Jahre 
1855, als auch der Landtagsbeſchluß vom 5. October 1864 und die 


Kundmachung der Statthalterei vom 20. October 1864, L.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 51, dieſer Unterſtützung ſtets nur als Landesb eitrag erwähnt. 
Aus dem Wortlaute und dem Tenor des Landtagsbeſchluſſes und der 
oberwähnten Kundmachung, insbeſondere aus dem von Der ni, Statt⸗ 
halterei gemachten Zuſatze, daß hiedurch, d. i. durch die Erhöhung 
des Landesbeitrages, die Normen betreffend die Auszahlungsweiſe bei 
Vorſpannsleiſtungen nicht berührt werden, ſchließt der e Ge⸗ 
meinderath, daß Vorſpannsbotenlöhnungen als ſeparate Vorſpanns⸗ 
auslagen anzuſehen ſind, und daher gleichfalls aus dem Landesfonde 
neben den wirklichen Vorſpannsauslagen zu bezahlen ſind. Dieſe 
Behauptung wird dadurch vollſtändig entkräftet, wenn erwogen wird, 
daß die bei der licitatoriſchen Verpachtung der Vorſpannsleiſtung ver⸗ 
bundenen Commiſſionskoſten, welche den Gemeinden erwuchſen, haupt⸗ 
ſächlich einen Grund für die Aufhebung dieſer Art der Vorſpanns⸗ 
leiſtung und für die Erhöhung des Landesbeitrages bildeten, und § 69 
der Vorſpannsinſtruction klar und deutlich beſtimmt, daß Auslagen, 
welche im Vorſpannsgeſchäfte auf Botenlöhnungen vorkommen, aus 
dem Landesbeitrage zu beſtreiten find, endlich, daß der Landtag fait 
10 Jahre nach dem Erſcheinen der Vorſpannsinſtruction beſchließt, 
daß der Landesbeitrag um 10 kr. erhöht wird, ohne Veranlaſſung zu 
nehmen, auch nur ein Wort an dem $ 69 der Inſtruction zu ändern. 
Es kann demnach kein Zweifel obwalten, daß auch fernerhin keine 
ſeparate Vergütung der Botenlöhnungen aus Landesmitteln ſtattgefunden 
hatte. Auffällig iſt es, daß ſich der Brünner Gemeinderath nur auf 
den Erſatz der Botenlöhnungen beſchränkt hat, und nicht auch einen 
approrimativen Betrag für Schreibmaterialien, die ebenſo wie die 
Botenlöhnungen Auslagen bei der Vorſpannsleiſtung find, fordert, 
wozu er nach ſeiner Interpretation der mehrcitirten Beſtimmungen in 
gleicher Weiſe berechtigt wäre. Schließlich wird zur Entkräftung des 
Klagsanſpruches auf die in der Zuſchrift des Landesausſchuſſes vom 
27. Juli 1898, 3. 17.930, aufgeführten Ablehnungsgründe hinge— 
wieſen. Ebenſowenig, wie der Brünner Gemeinderath weder aus der 
Inſtruction und der diesfälligen Kundmachung, noch aus dem Land— 
tagsbeſchluſſe vom 10. Mai 1864 feinen Klagsanſpruch zu begründen 
vermag, ebenſowenig iſt er berechtigt, dieſen Anſpruch aus dem Um⸗ 
ſtande abzuleiten, daß die Botenlöhnungen bis zum IV. Quartale 
1876 aus dem Landesfonde anſtandslos bezahlt wurden, und daß 
die Abforderung in Folge der bosniſchen Occupation unterblieben iſt. 
Diesfalls wird zugeſtanden, daß die Botenlöhnungen bis zum IV. Quar- 
tale 1876 aus dem Landesfonde bezahlt wurden, und zwar irrthüm⸗ 
lich, und bemerkt, daß der Landesfond dieſe ungebührlich bezahlten 
Beträge zurückfordern würde, wenn ihn hieran nicht die Verjährung 
hindern würde. Aus der Bezahlung der Botenlöhne bis 1876 läßt 
ſich ein Argument für den Klagsanſpruch nicht ableiten, denn eine 
aus Verſehen oder ſelbſt infolge irriger Auslegung der geltenden Be⸗ 
ſtimmungen erfolgte Leiſtung kann nicht ein dauerndes Recht auf dieſe 
Leiſtung begründen. Zum Mindeſten könnte mit gleicher Berechtigung 
der Landesausſchuß ſich darauf berufen, daß in Folge Verweigerung 
der Zahlung ſeit 1876 und Bewendenlaſſen bei dieſer Weigerung 
ſeitens des Brünner Gemeinderathes eine Verſchweigung des Rechtes 
auf Erſatz eingetreten ſei; und dieſe Berufung mußte, da fie ſich auf 
die Uebung der allerletzten Zeit ſtützt, umſo wirkſamer ſein. Aber ſelbſt 
dann, wenn der Anſpruch auf Erſatz der Vorſpanns-Votenlöhnungen 
als geſetzlich begründet anerkannt werden ſollte, könnte dieſer Erſatz 
nur für die letzten drei Jahre zugeſprochen werden, weil der Anſpruch 
auf Erſatz der Botenlöhnungen aus den früheren Jahren nach 8 1480 
a. b. G. B. verjährt ift, und eine außerordentliche Verjährungsfriſt 
bezüglich des Klagsanſpruches nach den 88 1472 und 1485 a. b. G. B. 
nicht Platz greifen kann. Hienach wird gebeten, die vorliegende Klage 
zur Gänze abzuweiſen. 

Bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung hat der Vertreter 
der Gemeinde Brünn den Nachweis verſucht, daß zur Deckung des 
eingeklagten, der Ziffer nach nicht beſtrittenen Betrages für Vorſpanns⸗ 
botenlöhnungen erſtens die Gemeinde Brünn niemals verpflichtet ge= 
weſen ſei und zweitens das Land Mähren die bindende Verpflichtung 
treffe. Man müſſe zwiſchen der Verpflichtung zur Vorſpannsleiſtung 
ſelbſt und der Verpflichtung zur Verwaltung des Vorſpannsweſens 
unterſcheiden. Die Botenlöhnungen hängen nicht mit der Vorſpanns⸗ 
leiſtung ſelbſt, ſondern mit der Verwaltung, beziehungsweiſe Vor⸗ 
ſchreibung dieſer Leiſtung zuſammen, ſie konnten alſo die Gemeinde, 
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welche die den einzelnen Staatsbürger als ſolchen treffende Vorſpanns⸗ 
leiſtung ſelbſt ohnehin nicht zu tragen habe, nur inſoweit treffen, als 
die Gemeinde als Verwaltungsorgan bei der Vertheilung der vom 
Staate vorgeſchriebenen Vorſpänne einzugreifen habe. Die Gemeinde 
Brünn ſei bei dieſem Akt der Vorſpannsverwaltung in doppelter Weiſe 
betheiligt. Als politiſche Behörde erſter Inſtanz greife ſie ein für die 
Stadt, als Vorſpannscommiſſariat vermöge des Staats-Miniſterial⸗ 
erlaſſes vom 11. Februar 1862, Z. 2427, alſo eines Special⸗ 
mandates, auch für die Umgebung. Auf Grund des Specialmandates 
beſteht bis heute die Uebung, daß über 40 Gemeinden ihre Boten in 
die vier Hauptgemeinden und dieſe wieder nach Brünn ſchicken; für 
dieſe Botenlöhne habe die Gemeinde Brünn nicht aufzukommen. Wohl 
aber treffe dieſe Pflicht das Land Mähren. Der Landesbeitrag ſei 
nicht, wie der Landesausſchuß meine, eine widerrufliche Unterſtützung, 
ſondern eine pflichtmäßige Leiſtung zur Mitbeſtreitung der Vorſpanns— 
laſt und zwar nicht nur der unmittelbaren Vorſpannsleiſtung, ſondern 
auch der mitlaufenden Auslagen. Dies ſei ſchon vor der Uebergabe 
des Landesfondes in die Landesverwaltung anerkannt geweſen, dies 
ergebe ſich aber insbeſondere aus der Vorſpannsinſtruction für Mähren 
vom Jahre 1855, welche Geſetzeskraft beſitze, im Zuſammenhalte mit 
den analogen Inſtructionen in anderen Ländern, ſo in Steiermark, 
Krain, Kärnten, zumal aus jenen Beſtimmungen der mähriſchen In- 
ſtruction, welche einerſeits die abzugsfreie Auszahlung des ziffermäßig 
feſtgeſtellten Landesbeitrages an den Vorſpannsleiſter auf die Hand 
ſtatuiren und andererſeits neben dieſem fixirten Beitrage in beſonderen 
Fällen die Bezahlung eines Wartegeldes und von Remunerationen aus 
dem Landesfonde vorſehen. Das Land müſſe alſo die Botenlöhnungen 
tragen. Der Anſpruch der Gemeinde auf dieſe Vergütung ſtehe damit 
nicht im Widerſpruche, daß die Gemeinde einen Erſatz für den Auf— 
wand an Schreibmaterialien nicht verlange. Sie thue es, obwohl ſie 
principiell nicht berechtigt wäre, nur deßhalb nicht, weil dieſer Auf— 
wand ein viel zu kleiner und ein ſchwer zu berechnender ſei. Die in 
der Gegenſchrift behauptete Verjährung ſei nicht eingetreten. Es handle 
ſich hier um ein aus der Uebung eines ſtaatlichen Hoheitsrechtes 
fließendes öffentliches Rechtsverhältniß; ſo wenig das hier zu Grunde 
liegende Hoheitsrecht erſeſſen werden könne, ebenſo wenig könne die 
correlate Pflicht der Entſchädigung verjähren. Die einzige auf dieſem 
Gebiete geltende Verjährung, nämlich jene für Steuern und Gebühren 
beruhe auf beſonderer geſetzlicher Norm. Handelte es ſich aber auch 
um ein privatrechtliches Verhältniß, ſo könnte nicht von der Triennal⸗ 
verjährung, ſondern mit Rückſicht auf das Obwalten eines Verhält- 
niſſes nach $ 1042 a. b. G.⸗B. nur von der ordentlichen Verjährung 
die Rede ſein. Der Zinſenanſpruch werde vom 24. April 1897, als 
dem Tage der erſten Einmahnung der Schuld erhoben. 

Von Seite des Vertreters des Landesausſchuſſes Mährens wurde 
zunächſt die Einwendung der Incompetenz des Reichsgerichtes erhoben; 
denn die Gemeinde verlange nur im Sinne des § 1042 den Erſatz 
eines beſtimmten Auſwandes, welcher nach ihrer Anſicht dem Lande 
obgelegen hätte und dies ſei ein privatrechtlicher Anſpruch. In der 
Sache ſelbſt wurde ſodann behauptet, daß nach der Vorſpanns— 
Inſtruction, ſowohl als nach der Inſtruction für die politiſchen Bes 
hörden die Gemeinde als der eigentliche Vorſpannsleiſter erſcheine und 
die Gemeinde nur die Vertheilung der ihr vorgeſchriebenen Vorſpanns⸗ 
leiſtung auf die einzelnen Gemeindeinſaſſen vornehme. Die Botenlöhne 
ſeien eine Beſonderheit, welche ſich aus dem praktiſchen Bedürfniſſe, 
die Gemeinden zu Marſchbezirken zu vereinigen und die Vertheilung 
der Leiſtung unter dieſe Gemeinden vorzunehmen ergeben habe. Als 
urſprünglich die obligatoriſche Verpachtung des Vorſpanns beſtanden, 
habe der Pächter die Botenlöhne gezahlt; mit der Beſeitigung dieſes 
Verpachtungsvorganges durch den Landesausſchuß im Jahre 1862, 
welcher Beſchluß von dem Staatsminiſterium genehmigend zur Kenntniß 
genommen und von dem Landtage ausdrücklich genehmigt worden ſei, 
ſei dieſe Leiſtung den Gemeinden zugefallen, denn die Verpflichtung 
des Landes ſei auf den genau beſtimmten Landesbeitrag beſchränkt. 
Die Botenlöhne ſeien im gegebenen Falle aufgelaufen, weil die Ge— 
meinde Brünn in ihrem eigenſten Intereſſe die Vereinigung mit den 
Nachbargemeinden zu einem Marſchcommiſſariate erwirkt habe; dies 
begründe aber keine Verpflichtung des Landes. Uebrigens ſei die Höhe 
dieſer angeblich verausgabten Botenlöhne gar nicht nachgewieſen. Der 
Anſpruch auf Zinſen ſei vollends unbegründet, denn die Gemeinde 
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habe das Land noch gar nicht in die Lage verſetzt, den Anſpruch auf 
Grund ordnungsmäßiger Rechnungslegung zu prüfen. 

In der Replik erklärte der Vertreter der Gemeinde, der Anſpruch 
ſei bisher von dem Landesausſchuſſe im Punkte der Ziffer nie be⸗ 
ſtritten worden; übrigens würde ſich die Klägerin auch mit einem 
principiellen Ausſpruche des Reichsgerichtes begnügen. Durch die Be⸗ 
ſchlüſſe des Landesausſchuſſes und Landtages, welche die Ziffer des 
Landesbeitrages änderten, habe derſelbe die rechtliche Natur eines 
Pauſchales nicht gewinnen ſollen und nicht gewinnen können, da den 
autonomen Organen nach § 18 L.-O. zu einer ſolchen grundſätzlichen 
Verſchiebung der Beitragslaſt die Competenz gefehlt hätte. Die Be⸗ 
ſeitigung der obligatoriſchen Verpachtung treffe inſoferne nicht zu, als 
ſchon die Inſtruction von 1855 neben der Verpachtung den Fall der 
Naturalleiſtung im Auge hatte. 

In der Duplik beharrte der Vertreter des Landesausſchuſſes 
dabei, daß die Beſtimmung des § 69 der Vorſpanns-Inſtruction, 
wornach die Vergütung der Botenlöhnungen aus dem „Landesbeitrage“ 
zu erſolgen habe, ſtrenge interpretirt werden müſſe; es handle ſich hier 
um den ziffermäßig beſtimmten Landesbeitrag für Vorſpannszwecke, 
nicht um einen weiteren Beitrag aus dem „Landesfonde“ überhaupt. 
Die Gemeinde Brünn möge hinſichtlich dieſer Botenlöhnungen immer- 
hin einen Erſatzanſpruch haben, aber nur gegen die mit im Marſch— 
commiſſariate vereinigten Gemeinden, nicht gegen das Land. 

Das Reichsgericht ging bei ſeiner Entſcheidung von nachſtehenden 
Erwägungen aus: 

Belangend zunächſt die erſt bei der öffentlichen Verhandlung 
vorgebrachte Einwendung der Incompetenz des k. k. Reichsgerichtes iſt 
dieſelbe unbegründet, denn es kann nicht bezweifelt werden, daß der 
Klagsanſpruch ein öffentlich-rechtlicher iſt, da es ſich um einen Auf— 
wand im Vorſpannsweſen, alſo einer Inſtitution des öffentlichen 
Rechtes handelt. 

Dieſe Einwendung iſt alſo zu verwerfen. 

Was aber den Klagsanſpruch ſelbſt betrifft, ſo iſt Folgendes zu 
erwägen: 

Nach dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
15. Jänner 1849, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, hat jeder Staatsbürger, der 
ſich im Beſitze von Zug- und Laſtthieren befindet, die Verpflichtung, 
dieſe Zug- und Laſtthiere zur Beförderung des Staatsdienſtes gegen 
angemeſſene Vergütung als Vorſpann zu ſtellen. 

Dieſe Vergütung iſt bezüglich der Markgrafſchaft Mähren durch 
die mit der Statthalterei-Kundmachung vom 30. Juni 1855, L.-G.⸗ 
Bl. Nr. 18, veröffentlichte Inſtruction geregelt; es wird nämlich nach 
§ 35 dieſer Inſtruction für die Vorſpannsleiſtung das geſetzliche 
(ärariſche) Meilengeld vergütet und überdies ein Vorſpanns-Landes— 
beitrag aufgezahlt, welcher dermalen in Mähren 38 kr. per Pferd 
und Meile beträgt. 

Wie dieſe Geſammtzahlung zu verwenden iſt, wird theils im 
§ 36 (40), theils im § 69, Abſatz 1, beſtimmt; im § 36 (40) be— 
züglich der Ziffer der dem Vorſpannspächter oder dem Natural-Vor— 
ſpannsleiſter gebührenden Vergütung, im $ 69, Abſatz 1, bezüglich der im 
Vorſpannsgeſchüfte auf Botenlöhnungen und Schreibmaterialien 
vorkommenden Auslagen, hinſichtlich welcher ausdrücklich beſtimmt iſt, 
daß diefelben aus dem Landesbeitrage zu beſtreiten find. 

Der Landesbeitrag aber beſteht eben in der im § 35 vor⸗ 
geſehenen Aufzahlung aus dem Landesfonde, welche ebenſo, wie das 
geſetzliche Meilengeld, nach Pferd und Meile bemeſſen wird. 

Außer dieſem Landesbeitrage und im Gegenſatze zu demſelben 
fällt nach Abſatz 2 des $ 69 und 8 59 der vorcitirten Inſtruction 
vom 30. Juni 1855 dem Landesfonde nur noch die Zahlung der 
Remuneration des Marſchcommiſſärs und des Wartegeldes zur Laft. 

Demgemäß findet der mit der vorliegenden Klage erhobene An— 
ſpruch, den mähriſchen Landesfond zu verhalten, außer, beziehungs— 
weiſe neben dem Landesbeitrage nach § 35 der citirten Inſtruction 
die anläßlich der Vorſpannsleiſtung erwachſenen Botenlöhne noch ins— 
beſondere zu vergüten, in einer geſetzlichen Anordnung keinen Halt, 
vielmehr im Wortlaute des 1. Abſatzes des § 69 ſeine Widerlegung. 

Bei dieſer Sachlage erſcheint es für die Rechtsfrage unent⸗ 
ſcheidend, daß zugeſtandenermaßen in früheren Jahren die Botenlöhne 
thatſächlich aus dem Landesfonde beſonders erſetzt wurden, ſowie es 
andererſeits unentſcheidend wäre, daß die Geltendmachung eines ſolchen 
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Erſatzes ſeitens der Klägerin durch eine Reihe von Jahren unterlaſſen 
wurde. 


Was endlich die Berufung auf Beſtimmungen der Vorſpanns⸗ 
Inſtructionen anderer Länder, dann auf die Note des k. k. Bezirks⸗ 
amtes in Brünn vom 16. April 1862, Z. 3032, betrifft, fo erſcheint 
auch dieſe zur Berückſichtigung nicht geeignet, da für Mähren nur die 
Beſtimmungen der mähriſchen Vorſpanns-Inſtruction vom 30. Juni 
1855 maßgebend ſein können, in der Note vom 16. April 1862, 
Z. 3032, aber nur ein faktiſches Verhältniß conſtatirt wird. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 3. Juli 1899, 3. 197.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben beim Oberſten Rechnungshofe den Sectionsrath Franz 
Leifer zum Hofrathe und den Hofſecretär Alois Petter zum Sections⸗ 
rathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath Karl Herrmann zum Oberfinanzrathe und den 
Oberrechnungsrath Friedrich Stüber zum Rechnungs⸗Director im Finanzmini⸗ 
ſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe und Steuer⸗Adminiſtrator in Klagen⸗ 
furt Karl Roſſi den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Eduard Be lohradsky 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzſecretär der Finanz⸗Direction in Linz 
Karl Friedl den Titel und Charakter eines Finanz⸗Oberinſpectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Baurathe des Staatsbaudienſtes in Steiermark 
Victor Pirner das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordeus verliehen. 
Dem Hofrathe des Oberſten Rechnungshofes Johann Gams wurde ans 
1 der Verſetzung in den Ruheſtand die Allerhoͤchſte Anerkennung bekannt 
gegeben. 

Se. Majeſtät haben dem Director und Leiter des Fabrikaten⸗Magazines 
bei der Tabakhauptfabrik in Wien⸗Ottakring Adolf Rößler anläßlich der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirkshauptmänner 
Franz Kaltenbrunn und Karl Ritter von Fabrizii zu Miniſterial⸗Secretären 
im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Emanuel Bacher zum 
Rechnungsrathe der Finanz-Landesdirection in Wien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Inſpector Adalbert Dirnhofer zum 
Finanz⸗Oberinſpector bei der Finanz⸗Direction in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Inſpector Silvius von Manincor 
zum Steuer⸗Oberinſpector bei der Finanz-Direction in Trieſt ernannt. 

f Der Finanzminiſter hat den Wardein des Linzer Punzirungsamtes Joſef 
Heinrich Peſendorfer zum Oberwardein ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den im Ackerbauminiſterium in Verwendung 
ſtehenden Statthalterei⸗Secretär Stanislaus Ritter von Nieczuja-Dobro⸗ 
wolski zum Miniſterial-Viceſecretär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Zolloberamts⸗Officiale Joſef Taferner, 
Anton Kralik, Robert Benda, Ernſt Plankh und Karl Sosna zu Zoll— 
oberamts⸗Controloren in der VIII. Rangsclaſſe bei dem Hauptzollamte in Wien 
ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Obercommiſſär Wilhelm Pokorny zum 
Bergrathe, die Bergcommiſſäre Friedrich Okorn und Joſef Salomon zu Ober: 
bergeommiljären und die Adjuncten Dr. Rudolf Peyrer, Hans Plaminek und 
Max Holler zu Bergcommiſſären ernannt, 


Erledigungen. 


2 Sanitäts⸗Concipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe in Galizien 
bis 10. September 1899. (Amtsblatt Nr. 195.) 

1 Hauptcaſſierſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, mehrere Pfänder⸗ 
verwahrerſtellen in der IX. Rangsclaſſe, eventuell mehrere Official ſtellen 
in der X. und mehrere Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe beim Verſatz⸗ 
ante in Wien bis 10., beziehungsweiſe bis 25. September 1899. (Amtsblatt 
Nr. 197.) 

1 Dienftesftelle in der VIII., eventuell eine ſolche in der IX. Rangs⸗ 
claſſe bei der Direction des Haupt⸗Punzirungsamtes bis 21 September 1899. 
(Amtsblatt Nr. 199.) 

1 Aſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe für den techniſchen Finanz⸗ 
Controllsdienſt in Graz bis 22. September 1899. (Amtsblatt Nr. 199.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 47 und 48 der Erkeuntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


